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Wohnbaulandentwicklung Hörstel – 2035 –  
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 22a „Sanderskamp“ der 
Stadt Hörstel, Stadtteil Bevergern 
Satzungsbeschluss 

Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 

A. Verfahrensablauf
B. Behandlung der gemäß §13a i.V.m.§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 Abs.

2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit
C. Behandlung der gemäß §13a i.V.m.§ 13 Abs. 2 Nr. 3 und § 4

Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange

D. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach §13a i.V.m.§
13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB und nach §13a i.V.m.§ 13
Abs. 2 Nr. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen

E. Satzungsbeschluss

Anlage zur Vorlage Nr. 15/2020 
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A. Verfahrensablauf 
 
Die Wohnraumentwicklung in Hörstel ist im integrierten kommunalen Ent-
wicklungskonzept der Stadt Hörstel (IKEK Hörstel) eines der Kernthemen. 
Aufgrund seiner gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Be-
deutung für Hörstel, ist hieraus ein Leitprojekt entwickelt worden. Bis zum 
Vorliegen des ganzheitlichen Entwicklungskonzeptes „Wohnbaulandent-
wicklung Hörstel – 2035“, gilt es bereits heute eine nachhaltige Planung 
und Entwicklung des gesamtstädtischen Wohnungsmarktes unter Berück-
sichtigung der Ortsteile anzustreben. Hierzu gehören u.a. die Bereitstel-
lung und Etablierung von neuen Wohnformen und -konzepten für alle Ein-
wohnergruppen, die Aktivierung vorhandener Baulücken in integrierten 
Lagen sowie die Untersuchung und Darstellung von Entwicklungsalterna-
tiven „alternder“ und „neuer“ Siedlungsbereiche. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 22 „Sanderskamp“ der Stadt Hörstel-Bervergern 
verfügt über zahlreiche Änderungen, die in vielen einzelnen Plänen darge-
stellt wurden, sodass eine gute Übersicht nicht mehr gegeben ist. Dadurch 
wird die Rechtslage immer undurchsichtiger. Es ist teilweise nicht ersicht-
lich für welchen Bereich welcher rechtskräftige Plan gilt. Um die Undurch-
sichtigkeiten des Bebauungsplanes Nr. 22 „Sanderskamp“ der Stadt Hörs-
tel – Bevergern zu beseitigen und die Rechtslage eindeutig zu bestimmen, 
bedarf es einer chronologischen Aufstellung über die Änderungen und Be-
schlüsse des Bebauungsplanes. Nach dieser Aufstellung ist eine Neuauf-
lage auf der ermittelten Grundlage inklusive Anpassung an die aktuellen 
städtebaulichen Gegebenheiten unabdingbar. Mit der Neuauflage geht die 
Digitalisierung des Planes einher.  
 
Der Rat der Stadt Hörstel hat in seiner Sitzung am 11.07.2018, dass der 
Bebauungsplan Nr. 22 neu aufgelegt und in diesem Zuge an die aktuellen 
städtebaulichen Gegebenheiten angepasst und digitalisiert werden soll.  
 
 
Das Ergebnis der der chronologischen Aufstellung aller Änderungen und 
Beschlüsse des Bebauungsplanes Nr. 22a „Sanderskamp“ - Stadt Hörstel 

Stadtteil Bevergern zeigt, dass es sinnvoll ist den Bereich des vorhandenen 
Bebauungsplanes in der Neuauflage in mehrere Bereiche zu unterteilen 
um eine bessere Übersicht zu bewahren. Der erste Bereich wird als eigen-
ständiger Bebauungsplan unter der Nr. 22a „Sanderskamp“ gem. § 13a 
BauGB neu aufgestellt. Es erfolgt direkt die Öffentliche Auslegung und 
gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 13a i.V.m. § 4 Abs. 2 
BauGB.  Ziele der Neuaufstellung sind die Anpassung an die vorhandenen 
städtebaulichen Strukturen und die Vergrößerung der überbaubaren Be-
reiche. Gleichzeitig soll die Undurchsichtigkeit des Bebauungsplanes Nr. 
22 „Sanderskamp“ beseitigt und die Rechtslage eindeutig bestimmt wer-
den. 
 
Die öffentliche Auslegung und Beteiligung der Behörden und Träger öf-
fentlicher Belange fand in der Zeit vom 16.12.2020 – 22.01.2020 statt. 
 
Die im Rahmen der Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen und 
der Verwaltungsvorschlag zur Behandlung der Inhalte der Stellungnah-
men gehen aus den Ausführungen unter Buchstaben B und C hervor. 
 
Sollten dem Vorschlag der Verwaltung zur Behandlung der eingegangenen 
Stellungnahmen gefolgt werden, kann der Satzungsbeschluss zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 22a „Sanderskamp“ der Stadt Hörstel, 
Stadtteil Bevergern gefasst werden. 
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B. Behandlung der gemäß §13a i.V.m.§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 Abs. 2 
BauGB abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitbeteiligung wurde eine Stellungnahme ab-
gegeben. 
 
Nachfolgend ist die eingegangene Originalstellungnahme abgebildet. Der 
Stellungnahmen wird der Verwaltungsvorschlag gegenübergestellt.  
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Die Stellungnahme vom 12.01.2020 mit Ergänzung vom 15.01.2020 wird 
zur Kenntnis genommen.  
 
Zu 1. Verlegung der Bebauungsgrenzen:   
 
Zu 2. Der Anregung wird gefolgt. Die Bebauungsgrenze auf dem Grund-
stück Gemarkung Bevergern, Flur 11, Flurstück 145 wird wieder wie die 
ursprüngliche Bebauungsgrenze aus dem Bebauungsplan Nr. 22 „Sanders-
kamp“ ausgeführt.   

Zu 3. Nach Rücksprache mit Herrn Wessling vom Unterhaltungsverband 
Bevergerner Aa wird ein 5,00 m frei zu haltender Abstand zur Fläche für 
die Wasserwirtschaft südlich des im Norden gelegenen Gewässers (der 
sogenannte Mörchengraben) für die Unterhaltung nicht mehr benötigt. 
Von daher ist es möglich, den überbaubaren Bereich einheitlich geringfü-
gig nach Norden zu erweitern, so dass die Baugrenze nunmehr in einem 
Abstand von 3 m zur Fläche für die Wasserwirtschaft festgemacht wird. 
Das vorhandene Gebäude auf dem Flurstück 133 liegt somit vollständig 
innerhalb des überbaubaren Bereiches. 

Zu 4. Vorhandene und geplante Photovoltaikanlage:  

Zu 5. und 6.  Im zurzeit rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 22 Sanders-
kamp sind Pultdächer im Bereich der Flurstücke Gemarkung Bevergern 
Flur 11 Flurstücke, 134, 147 und 144 bereits erlaubt. Mit den neuen Fest-
setzungen: „Einseitige Pultdächer sind nur mit einer Dachneigung von ma-
ximal 20 ° zulässig“ und „Die Firsthöhe (obere Dachbegrenzungskante) 
darf innerhalb des Planbereiches maximal 10,50 m über dem vor beschrie-
benen Bezugspunkt liegen“ werden die Festsetzungen zu Pultdächern kon-
kret geregelt. Dies dient dem Ziel, extreme Wandhöhen, die durch soge-
nannte Pultdächer entstehen können, zu vermeiden. Zusätzlich zu den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes müssen gesetzliche Vorgaben einge-
halten werden. Das betrifft in diesem Fall die so genannten Abstandsflä-
chen. Grundsätzlich ist ein Mindestabstand zur Grundstücksgrenze von 
3,00 m zu beiden Seiten des Gebäudes einzuhalten. Dieser Abstand  
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verändert sich in Abhängigkeit von der Höhe des Gebäudes.  

Auszug aus § 6 BauO NRW 2018 - Abstandsflächen 

1. Vor Außenwänden von Gebäuden sind Abstandsflächen von 
oberirdischen Gebäuden freizuhalten […].  

2. Die Abstandsflächen müssen auf dem Grundstück selbst liegen. 
[…] 

3. Die Abstandsflächen dürfen sich nicht überdecken. […] 

4. Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst sich nach der Wandhöhe; 
sie wird senkrecht zur Wand gemessen.  

Wandhöhe ist das Maß von der Geländeoberfläche bis zur 
Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Ab-
schluss der Wand. […]  

5. Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,4 H, mindestens 3 m. 
[…] 

[…] 
 

Bei einem wie angenommen 10 m hohen First eines Pultdaches muss 
wie folgt gerechnet werden: 
 
10,00 m x 0,4 = 4,00 m  
 
Somit beträgt die Abstandsfläche für eine 10,00 m hohe Wand 4,00 m und 
nicht wie angenommen 3,00 m. Bei einer Abstandsfläche von 3,00 m wäre 
lediglich eine Höhe von 7,50 m erlaubt.  

Es wird wie folgt gerechnet: 

3,00 m = 0,4 von X 
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40 %  3,00 m 

1 %  0,075 m  

100 %  7,50 m  

In dem aktuell rechtskräftigen Bebauungsplan sind für Pultdächer weder 
die Dachneigung eingeschränkt noch die Firsthöhe konkret festgesetzt, 
lediglich die Traufhöhe wird auf 1,00 m über der Rohdecke festgesetzt. 
Da zugleich keine Geschosshöhe angegeben ist, wäre zurzeit ein Pultdach 
mit einer Firsthöhe von 13,75 m bei einer Dachneigung von 48 ° mit einer 
Abstandsfläche von 5,50 m denkbar. Die beigefügte Skizze des Architek-
turbüros Borowski und Sasse verdeutlicht die textlichen Ausführungen. 
Zur Vermeidung von extremen Wandhöhen, die durch sogenannte Pultdä-
cher entstehen können, wird die geplante Regelung zu den Pultdächern 
beibehalten. 

Zu 6.1.3 Der Bebauungsplan Nr. 3a ist nicht rechtskräftig, sondern befin-
det sich noch im Verfahren. Die erwähnten Ausnahmeregelungen bezie-
hen sich auf eine geschlossene Bauweise. Im Bereich des Bebauungspla-
nes Nr. 22a haben wir eine offene Bauweise, sodass die Festsetzungen 
nicht übernommen werden können.   

Zu 7. Wertminderung:  

Der Wert der Grundstücke vermindert sich nicht durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes, da wie zuvor ausgeführt, die genannten Grundstü-
cke bereits bebaut werden dürfen.  

Zu 8. Grundflächenzahl (GRZ):  
 
Die Grundflächenzahl ist nach der BauNVO (Baunutzungsverordnung) ge-
regelt und kann in Allgemeinen Wohngebieten bis maximal 0,4 hochge-
setzt werden (siehe §17 Bau NVO). Nach § 19 Abs. 4 BauNVO darf die 
zulässige Grundfläche durch die Grundfläche der Garagen und Stellplätze 
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Sonnenstand Januar  

 

mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und baulichen Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird 
bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, sodass die Grundflächen-
zahl 0,4 bei Einrechnung der genannten Anlagen 0,6 betragen darf. 
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Sonnenstand Januar  
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Sonnenstand Februar  
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Sonnenstand Februar  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 11 von 30 

Sonnenstand März  
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Sonnenstand März  
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Sonnenstand April  
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Sonnenstand April  
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C. Behandlung der gemäß §13a i.V.m.§ 13 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 Abs. 2 
BauGB abgegebenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 

 
Nachfolgend sind die eingegangenen Originalstellungnahmen abgebildet. 
Der jeweiligen Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag gegenüber-
gestellt.  
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Die Stellungnahmen der Bezirksregierung Arnsberg eingegangen über das 
Ordnungsamt am 16.12.2019 werden zur Kenntnis genommen. Seitens 
der Bezirksregierung Arnsberg wird ausgeführt, dass Teilbereiche des 
Plangebietes unter Bombardierung bzw. Artilleriebeschuss gestanden ha-
ben, so dass entsprechend der Empfehlung nachstehender Hinweis, ver-
bunden mit der zeichnerischen Kennzeichnung, vorsorglich in den Bebau-
ungsplan aufgenommen wird: 
 
„Die Durchführung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten sollen mit der 
gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig 
ausgeschlossen werden kann. Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben 
der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt oder werden verdächtige Gegen-
stände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen. Es ist unverzüg-
lich der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch die örtliche 
Polizei zu verständigen. Für die im Plan entsprechend xxxxxx gekennzeich-
nete Fläche wird, aufgrund möglicher Bombardierungseinwirkungen und 
Artilleriebeschuss empfohlen, eine Sondierung/ Überprüfung vor Beginn 
jeglicher erdeingreifenden Baumaßnahmen in Abstimmung mit dem Ord-
nungsamt der Stadt Hörstel vorzunehmen.“ 
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Die Stellungnahme der EWE Netz GmbH vom 17.12.2019 wird zur Kennt-
nis genommen. Die EWE Netz GmbH unterhält nach Rücksprache im Plan-
bereich ausschließlich Telekommunikationsleitungen. Die Ausführungen in 
der Stellungnahme sind allgemeiner Art und werden im Zuge der Verwirk-
lichung der Planung beachtet. 
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Die Stellungnahme des Wasserversorgungsverbandes Tecklenburger Land 
vom 08.01.2020 wird zur Kenntnis genommen.  
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Die Stellungnahme des Kreises Steinfurt vom 21.01.2020 wird zur Kennt-
nis genommen.  
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D. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach §13a i.V.m.§ 13 
Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB und nach §13a i.V.m.§ 13 Abs. 2 
Nr. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen 

 
Die Stellungnahme aus der Öffentlichkeit und die im Rahmen der Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zu dem Pla-
nentwurf eingegangenen Stellungnahmen werden unter Rücksichtnahme 
auf die privaten und öffentlichen Belange gegeneinander und untereinan-
der gemäß dem Vorschlag der Verwaltung behandelt und beschlossen. 
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E. Satzungsbeschluss 
 
Aufgrund der §§ 2, 9, 10, 13 a des Baugesetzbuches (BauGB), § 7 der 
Gemeindeordnung (GO NRW), § 89 der Landesbauordnung (BauO NRW), 
sowie der Bestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in ihren 
jeweils gültigen Fassungen, wird die Änderung und Ergänzung des Bebau-
ungsplanes Nr. 22a „Sanderskamp“ der Stadt Hörstel, Stadtteil Bevergern 
als Satzung, sowie die Begründung beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 


